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Liebe Ratskolleginnen- und Kollegen, 
sehr geehrter Herr Bürgermeister Beckmann, 
 
Wie gewohnt haben wir im November 2024 die Einbringung des Haushaltes für 
das Jahr 2025 aufmerksam verfolgt. Mit dem Kämmerer Herrn Östreich 
zusammen haben Sie uns das Zahlenwerk wie gewohnt umfangreich präsentiert 
und Erläuterung dazu gegeben.  
 
Von diesem Jahrzehnt ist bereits die erste Hälfte schon wieder Geschichte und 
wir alle wünschen uns, dass die zweite Hälfte in allen Bereichen besser und 
leichter wird. Im Jahr 2025 ist unsere Welt komplizierter geworden als wir es 
uns alle jemals vorstellen haben. 
 
Schauen wir nur über den Atlantik zu unseren Partnern in den USA, sind wir 
mehr als verwundert, dass dort ein verurteilter Straftäter zum Präsidenten 
gewählt wurde. Das Verbreiten von Fake News und Lügen seinerseits ist an der 
Tagesordnung und wird es sicher für die nächsten vier Jahre bleiben. 
 
Der Blick in die andere Richtung ist auch nicht besser. Im Gegenteil - in Russland 
regiert ein ehemaliger KGB-Agent der den Geheimdienst zum Staat 
umfunktioniert hat. Politische Gegner werden verhaftet ja sogar liquidiert. 
Hinzu kommt der völkerrechtswidrige Angriffskrieg auf das Nachbarland 
Ukraine, der nun schon im vierten Jahr tobt. 
 
Das Bündnis zwischen Russland und China verspricht für uns auch nichts Gutes. 
China ist heute nicht mehr nur die Werkbank der Welt, sondern zur dritten 
Supermacht aufgestiegen. Die kommunistische Partei ist dort der Staat, für den 
Demokratie, Meinungs- & Pressefreiheit, Menschenrechte und 
Rechtstaatlichkeit absolute Fremdworte sind. 
 
 
 
 



Wo stehen wir als Europa?  Wo wir als kleines Deutschland? 
 
Zum Vergleich die Einwohnerzahlen. 
USA: 334,9 Millionen (2023) 
Russland: 143,8 Millionen (2023) 
China: 1,411 Milliarden (2023) 
Europäische Union: 449,2 Millionen (2024) 
Deutschland: 84,48 Millionen (2023) 
 
Am 18. April 1951 wurde die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
gegründet, der Vorläufer unserer Europäischen Union wie wir diese heute 
kennen. 
Ein Erfolg der Länder auf dem Kontinent auf den wir alle stolz sein können. 
 
Nur ein starkes Europa, welches gemeinsame Interessen und Werte vertritt 
kann sich gegen die drei Supermächte USA, Russland und China behaupten. 
 
Seit dem 26. März 1995 gibt es den grenzfreien Reiseverkehr zwischen zunächst 
7 Ländern - heute 29 Ländern – den sogenannten Schengen Ländern.  
 
Vielen jüngeren Menschen sind Grenzkontrollen mitten in Europa vollkommen 
fremd. 
 
Gerade aber den Älteren von uns ist bewusst wie es einst - bis 1989 - war als 
der Eiserne Vorhang Deutschland und Europa zerschnitten hat. 
 
Das 35 Jahre nach der friedlichen Revolution im damaligen Ostdeutschland und 
dem Fall der Mauer heute wieder Binnengrenzen kontrolliert werden ist ein 
deutlicher Rückschritt im Zusammenspiel der Europäischen Gemeinschaft. 
 
Ja, die Europäische Union muss ihre Außengrenzen schützen, richtig ist aber 
auch, dass wir schutzbedürftigen Menschen das Recht auf Asyl nicht verweigern 
dürfen. 
 
Die Freizügigkeit innerhalb Europas kann nur mit einer gemeinsamen Außen- & 
Sicherheitspolitik, sowie Regeln für Asyl & Einwanderung aufrechterhalten 
werden. Die – ich nenne es mal Konstruktionsfehler in den Schengen Verträgen 
sollten umgehend gemeinsam korrigiert werden. 
 
Über die negativen Auswirklungen für uns Land, aber insbesondere auch für 
unsere Stadt haben wir seit dem letzten Jahrzehnt bereits intensiv diskutiert. 



 
Christdemokraten waren in Deutschland immer Bauherren um das Haus Europa 
zu errichten. Nicht nur durch die Politik der Bundeskanzler Konrad Adenauer, 
Helmut Kohl und Angela Merkel. 
 
Die Ausrichtung an die westlichen Länder, die Deutsche Einheit, die damit 
verbundene europäische Einheit, sowie EU-Osterweiterung waren 
bemerkenswerte Projekte. 
 
Wir sind stolz darauf was die Europäischen Union uns möglich macht. 
 
Das ausgerechnet heute ein Mann aus dem Sauerland, den es in die Hauptstadt 
gezogen hat um Bundeskanzler zu werden, davon spricht das er umgehend an 
allen Grenzen der Bundesrepublik Deutschland Kontrollen einführen wird 
widerspricht dem Konzept Europas. 
 
Für mich ist Friedrich Merz kein überzeugter Europäer! 
 
Das ein Jurist und ehemaliger Abgeordneter der Europäischen Volkspartei 
(1989 – 1994) EU-Recht heute ignoriert ist befremdlich. 
 
Der historische Tabubruch der Merz-CDU ist der dunkelste Tag in der 
deutschen Nachkriegsgeschichte. 
 
Friedrich Merz stimmt als erster CDU-Parteivorsitzender und Kanzlerkandidat 
mit einer rechtsextremen Partei im Deutschen Bundestag gemeinsam ab. 
 
Das ist unanständig und ein Tabubruch! 
 
Das ist Kanzlerunwürdig! 
 
Mit Faschisten dürfen Demokraten niemals gemeinsame Sache machen! 
 
Wie schnell die „sogenannte Brandmauer“ von Konservativen eingerissen 
wird sehen wir gerade in unserem Nachbarland Österreich. 
 
Wollen wir Demokraten wirklich den Extremen Europa, Deutschland – unsere 
Heimat überlassen? 
 
Nein! Wir halten dagegen!  Keine Zusammenarbeit mit Nazis. Seit 1863.  
 



 
Doch was bedeutet das für Winterberg? 
 
Friedrich Merz ist auch kein Partner der Kommunen, denn dazu finde ich in 
seinem Wahlprogramm nur Frasen und Wischi-Waschi! 
 
Gerade in herausfordernden Zeiten vertreten wir alle die Interessen der 
Bürgerinnen und Bürger. Wir als gewählte Mandatsträger verwalten nur das 
Geld das uns durch Steuern und Abgaben anvertraut wurde. Die 
Verantwortung hierüber übernehmen wir alle gemeinsam mit unseren 
Entscheidungen in den Ausschüssen und im Rat.  
 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss konnte auch für das Jahr 2023 ein positives 
Ergebnis feststellen. Ein Überschluss von 4.378 Mio. € konnte der 
Ausgleichsrücklage zugeführt werden. Zu beachten ist allerdings der 
Einmaleffekt der Forstbetriebsabführung von 3.57 Mio. € - dieses Geld ist 
bereits für den Neu- & Umbau des Gymnasiums fest verplant. 
 
Wie vom Kämmerer berichtet beträgt die Ausgleichrücklage zum Stichtag 
1.Januar 2024 – 8.1 Mio. € 
 
Eine gutes Finanzpolster um die Liquidität zu sichern – leider aber kein echtes 
Geld. 
 
 
Erneut konnte in 2023 eine Entschuldung des Kernhaushalts von 2.1 Mio. €, 
sowie voraussichtlich auch in 2024 in Höhe von 2 Mio. € vorgenommen werden. 
 
Auch in diesem Jahr plant der Kämmerer, dass wie bereits seit 2019 keine 
Kassenkredite zur Liquiditätssicherung aufgenommen werden müssen. 
Das ist mal eine positive Nachricht aus dem Haushaltsentwurf. 
 
Dennoch erteilen wir dem Kämmerer erneut die Ermächtigung für die maximale 
Aufnahme von Kassenkrediten zur Liquiditätssicherung in Höhe von 7.0 Mio. €. 
 
 
 
 
 
 



Sehen wir uns zunächst einmal die Einnahmen an! 
 
Die Gewerbesteuer ist und bleibt eine der wichtigsten Einnahmequellen.  
Für das Jahr 2024 geht der Kämmerer von Einnahmen von Höhe von 9.0 Mio. € 
aus, ursprünglich eingeplant waren es 6.9 Mio. €. 
 
Im Planansatz ist für 2025 sind Einnahmen in Höhe von 7.1 Mio. € vorgesehen. 
Wir bedanken uns erneut recht herzlich bei allen Unternehmern die diese für 
uns so wichtigen Gelder erwirtschaften. 
 
(2024:  6.500.000 € 
2025:  7.100.000 € Hebesatz 450 v.H.) 

 
Diesen wirtschaftlichen Erfolg haben wir dem Tourismus zu verdanken.  
Unsere Gäste sind Herzlich Willkommen in der Ferienwelt.  
An wenigen Besucherstarken Tagen im Jahr wird unsere kleine Stadt aber an 
Kapazitätsgrenzen stoßen.  
 
Der erneute leichte Anstieg des Gemeindeanteils an der Einkommens- und 
Umsatzsteuer ist erfreulich. 
 
(2024:  8.000.000 € 
2025:  8.429.000 €) 

 
Hoffen wir das die Konjunktur für Winterberg weiter so gut läuft und unsere 
Wirtschaft weiterwächst. 
 
 
Im Rahmen des Gemeinde Finanzierung Gesetz erhalten wir in diesem Jahr 
Schlüsselzuweisungen in Höhe von 4.1 Mio. €.  
 
(2024:  3.605.938 € 
2025:  4.105.941 €) 

 
 
Das Sauerland hat jetzt mit Hallenberg & Medebach zwei neue Kurorte in NRW. 
Leider hat es die Schwarz-Grüne Landesregierung vergessen eine Anpassung 
der im Landeshaushalt zur Verfügung stehenden Mittel vorzunehmen. 
Das bedeutet der Kuchen wird unter den Kurorten neu aufgeteilt und unser 
Anteil an der NRW-Kurorte Beihilfe wird deutlich kleiner. 
 
(2024:  1.685.126 € 
2025:  1.469.00 €) 



 
Dass die Grundsteuer A & B bisher nicht erhöht wurde, war ein positives Signal 
an unsere Bürgerinnen und Bürger.  
 
Mit dem Inkrafttreten der Grundsteuerreform hat sich die Last der Abgabe für 
die Bürgerinnen und Bürger aber verändert. 
 
Mit unserem gemeinsamen Beschluss zur Einführung differenzierter Hebesätze 
haben wir die Belastung der Grundstückseigentümer moderat angepasst. 
 
(Grundsteuer A:   56.776 € Hebesatz 190 v.H. 
Grundsteuer B:   3.150.000 € Hebesatz 915 v.H. / 493 v.H.) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Dem gegenüber stehen unsere Ausgaben und Investitionen! 
 
Der größte Posten bei den Ausgaben sind wie immer die Zahlungen an den 
Hochsauerlandkreis für die Kreis- & Jugendamtsumlage – dieses Mal in Höhe 
von 13.3 Mio. €. 
 
Ein Posten der jährlich für die Städte und Gemeinden im HSK zur größten 
Belastung im eigenen Haushalt ist. 
 
Zu Beginn dieser Wahlperiode 2021 mussten wir 9.8 Mio. € an den Kreis 
abführen, inzwischen sind es jetzt 3,5 Mio. € mehr. 
 
Wo bleibt hier der Aufschrei der Kommunen im HSK? 
 
Herr Bürgermeister, was sagt eigentlich ihr Parteifreund – Landrat Dr. Karl 
Schneider zu dieser Entwicklung? 
 
Wie erklärt uns Kreisdirektor Dr. Drahten diesen Griff in die kommunalen 
Kassen? 
 
Ich appelliere an alle Mitglieder des Kreistags dieser Entwicklung – im Interesse 
der Kommunen – mit Beginn der neuen Wahlperiode unverzüglich entgegen zu 
wirken. 
 
Kreisumlage: 
2021;  6.125.576 € 
2022:  5.924.159 € 
2023:  6.373.242 € 
2024:  7.125.753 € 
2025:  8.088.741€) 

 
Jugendamtsumlage: 
(2021:  3.691.332 € 
2022:  3.748.757 € 
2023:  4.304.390 € 
(024:  4.491.371 € 
2025:  5.252.065 €) 
 
 
 
 
 
 
 



Ohne Investitionen weniger Wachstum! 
 
Wichtige Projekte sind: 
 

• Der Erhalt der Infrastruktur 

• Die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum 

• Die Schaffung von altersgerechtem Wohnraum 

• Die Digitalisierung, insbesondere Glasfaserausbau 

• Der Ausbau & Sanierung des Gymnasiums 

• Die Sanierung aller anderen Schulen im Stadtgebiet 

• Die Beseitigung der Baumängel am Oversum 

• Die Neubauten der Feuerwehr Gerätehäuser Züschen, Neuastenberg & 
Langewiese 

• Die Beschaffung von Fahrzeugen für die Freiwillige Feuerwehr 
 
Einzelne Kalkulationen hierzu erspare ich mir an dieser Stelle. 
 
 
Mit all diesen Notwendigkeiten sieht der uns vorliegende Haushaltsentwurf 
Aufwendungen in Höhe von 46.89 Mio. €, sowie Einnahmen in Höhe von 42.42 
Mio. € vor.  
 
Daraus ergibt sich ein Jahresfehlbetrag von 4.4 Mio. €. 
 
(Einnahmen:   42.427.028 € 
Ausgaben:   46.896.986 € 
Jahresfehlbetrag:  4.469.,958 € 
Jahresfehlbetrag 2024:  2.769.322 €) 

 
Nur durch die Anwendung des Instruments des globalen Minderaufwands in 
Höhe von 2%, welches der Landesgesetzgeber im 3.NKF-
Weiterentwicklungsgesetz ermöglicht wird der Jahresfehlbetrag planerisch 
reduziert auf 3.5 Mio. €. 
 
(Jahresfehlbetrag -2%:  3.545.674 €) 

 
Ein recht großes schwarzes Loch im Haushaltsentwurf  
Bereits im Entwurf 2024 war ein Defizit in Höhe von 2.7 Mio. € vorgesehen. 
 
Dem entgegenwirken konnten wir nur durch eine weitere Verbesserung der 
Einnahmen aus der Gewerbesteuer. 
 



Leider vermissen wir in der Haushaltsrede unseres Bürgermeisters erneut das 
Wort „Sparen“. 
 
(Defizit 2024:   2.769.322 € 
Defizit 2023   1.257.288 €) 

 
 
Denn neben dem aktuellen Defizit belasten uns noch immer Altschulden aus 
Krediten für Investitionen in Höhe von 27.58 Mio. € - Stand: 31.Dezember 
2023. 
 
Zudem sind die Stadtwerke Winterberg AöR mit Verbindlichkeiten in Höhe von 
16.96 Mio. € belastet – Stand: 31.Dezember 2023 
 
 
Wie die Isolierungen (NKF-COVID-19-Ukraine-Isolierungsgesetz – NKF-CUIG) aus 
dem HH 2020 & HH 2021 in Höhe von 3.827.000 € ab 2027 aufgelöst werden 
sollen hat der Bürgermeister gekonnt mit Schweigen beantwortet. 
 
Wie wir unsere Einnahme Situation in der Zukunft verbessern können ist eine 
große Herausforderung. Wir wiederholen unseren Vorschlag noch in der 
laufenden Wahlperiode über ein 6.Haushaltskonsolidierungpaket 
nachzudenken. Wir bedauern sehr das die Mehrheitsfraktion auf den Vorschlag 
bisher nicht reagiert hat. Wir können nur vermuten das Steuererhöhungen den 
Bürgerinnen und Bürgern erst im Jahr 2026 – also nach der Kommunalwahl 
präsentiert werden sollen. 
 
 
„Der Winterberger Weg“ ist auch in unseren Augen positiv zu bewerten, damit 
Einnahmen aus der Windkraft auch in der Kommune bleiben. Leider können wir 
mit Einnahmen daraus bis auf Weiteres nicht rechnen.  
 
 
Wie schon im letzten Jahr genannt, fühlt sich die finanzielle Ausstattung der 
Kommunen durch die Landesregierung seit der Einführung des NKF nicht 
geändert. 
 
Allein das Land Nordrhein-Westfalen ist für seine Kommunen verantwortlich.  
 
Aber NRW-Ministerpräsident Wüst hat sein Verhalten nicht geändert. 
 



Herr Bürgermeister, was sagt eigentlich unser Landtagsabgeordneter Herr 
Kerkhoff zum Brandbrief von über 350 Bürgermeistern an Ministerpräsident 
Wüst?  
 
Wie ist seine Meinung zur „Gefährdung der kommunalen Selbstverwaltung in 
NRW?“ 
 
Konnten Sie mit ihm bereits darüber ein Gespräch führen wie die kommunale 
Familie „über Wasser gehalten werden kann“? 
 
 
 
Die SPD-Fraktion hat sich in einer Klausurtagung intensiv mit dem vorliegen 
Haushaltsentwurf auseinandergesetzt. 
 
Unsere Rückfragen wurden von der Verwaltung zu unserer vollen Zufriedenheit 
beantwortet. 
 
Nach intensiver Beratung stimmen wir dem Haushalt 2025 zu. 
 
Wir bedanken uns recht ausdrücklich bei allen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Verwaltung, sowie aller Betriebe der Stadt Winterberg.  
 
Sie alle haben in gewohnter Weise ihre Leistungen erbracht. 
 
Soweit meine Ausführungen zur Haushaltsentwurf. 
 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 
 
 
 
Glück Auf! 


